
Anlage 9
H a u s h a l t s s a t z u n g

 
des Kreises Gütersloh für das Haushaltsjahr 2025 

 
 
Aufgrund der §§ 26 Abs.1 g) und § 53 der Kreisordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW S. 646), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
05.07.2024 (GV. NRW. S. 444) in Verbindung mit den §§ 78 ff. der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NW. S. 666), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 05.07.2024 (GV. NRW. S. 444), hat der Kreistag des Kreises Gütersloh mit 
Beschluss vom 17.02.2025 folgende Haushaltssatzung erlassen: 
 
 

§ 1 
 

Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2025, der die für die Erfüllung der Aufgaben des Kreises vo-
raussichtlich erzielbaren Erträge und entstehenden Aufwendungen sowie eingehenden Einzahlungen 
und zu leistenden Auszahlungen und notwendigen Verpflichtungsermächtigungen enthält, wird 
 
im Ergebnisplan mit 

dem Gesamtbetrag der Erträge auf 846.587.247 € 
dem Gesamtbetrag der Aufwendungen auf 854.687.247 € 

 
im Finanzplan mit 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der     
 laufenden Verwaltungstätigkeit auf 834.844.901 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der     
 laufenden Verwaltungstätigkeit auf 833.126.857 € 
  
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf 9.409.400 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 Investitionstätigkeit auf 54.746.920 € 
 
 dem Gesamtbetrag der Einzahlungen aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf 48.692.300 € 
 dem Gesamtbetrag der Auszahlungen aus der 
 Finanzierungstätigkeit auf 5.052.270 € 
 
festgesetzt. 
 
 

§ 2 
 

Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme für Investitionen erforderlich ist, 
wird auf 
 47.840.030 € 
festgesetzt. 
 
 

§ 3 
 

Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen, der zur Leistung von Investitionsauszahlun-
gen in künftigen Jahren erforderlich ist, wird auf 
 
 84.145.100 € 
festgesetzt. 
 
 
 
 



§ 4

 
Die Ausgleichsrücklage wird aufgrund des voraussichtlichen Jahresergebnisses im Ergebnisplan um 
8.100.000 € in Anspruch genommen. 

 
 

§ 5 
 

Der Höchstbetrag der Kredite, die zur Liquiditätssicherung in Anspruch genommen werden dürfen, wird 
auf 
 
 50.000.000 € 
festgesetzt. 
 

§ 6 
 

(1) Zur Deckung des durch die sonstigen Erträge des Kreises Gütersloh nicht gedeckten Finanzbedarfs 
wird gemäß § 56 Abs. 1 und 2 der Kreisordnung von allen kreisangehörigen Städten und Gemein-
den eine allgemeine Kreisumlage von 

 
35,27 % 

 
      der für das Haushaltsjahr 2025 geltenden Umlagegrundlagen der Städte und Gemeinden erhoben. 
 
(2) Zur Deckung des Zuschussbedarfs aus der Wahrnehmung der Aufgaben der Jugendhilfe durch das 

Kreisjugendamt wird gemäß § 56 Abs. 5 der Kreisordnung von den kreisangehörigen Städten und 
Gemeinden ohne eigenes Jugendamt eine Mehrbelastung von  

 
22,12 % 

 
      der für das Haushaltsjahr 2025 geltenden Umlagegrundlagen der Städte und Gemeinden erhoben. 
 
(3) Zur Deckung des durch den Betrieb des Kreisgymnasiums in Halle (Westf.) und der P.-A- Böckstie-

gel-Gesamtschule in Borgholzhausen / Werther (Westf.) entstehenden Zuschussbedarfs werden 
von den kreisangehörigen Städten und Gemeinden, aus denen SchülerInnen die Schulen besu-
chen, Mehrbelastungen nach § 56 Abs. 4 der Kreisordnung erhoben. Die Umlagesätze für die 
Mehrbelastungen werden nach den für die Entsendegemeinden geltenden Umlagegrundlagen 2025 
festgesetzt auf: 

 
Stadt / Gemeinde Kreisgymnasium Halle (Westf.) P.-A. Böckstiegel-Gesamtschule 

Borgholzhausen/Werther 
(Westf.) 

Borgholzhausen 1,1220 % 2,4172 %  
Gütersloh 0,0000 % 0,0005 % 
Halle (Westf.) 1,3848 % 0,2405 % 
Steinhagen 0,1634 % 0,1539 % 
Versmold 0,0998 % 0,8734 % 
Werther (Westf.) 0,0995 % 2,4230 % 
 
(4) Die Kreisumlage ist einschließlich der Mehrbelastung in 12 Teilbeträgen zum 30. eines jeden Mo-

nats fällig. 
 
 

§ 7 
 

(1) Für die Bewirtschaftung der den Abteilungen bereitgestellten Finanzbudgets gelten die im Haushalt 
dazu getroffenen Regelungen. Ebenso finden Berücksichtigung die Regelungen zur Budgetbildung, 
Zweckbindung und Übertragbarkeit von Mitteln. 

 



(2) Über- und außerplanmäßiger Aufwand innerhalb des Ergebnisplanes ist im Sinne von § 83 Abs. 2
GO erheblich, wenn der Aufwand bei einer Teilergebnisposition auf Produktebene 250.000 € über-
schreitet. Diese Regelung gilt sinngemäß für über- und außerplanmäßige Auszahlungen der lfd. 
Verwaltungstätigkeit im Finanzplan. Über- oder außerplanmäßige Auszahlungen für Investitionen 
innerhalb des Finanzplanes sind nach § 83 Abs. 2 GO erheblich, wenn sie bei einer Investitions-
maßnahme (Investitionsnummer) 250.000 € überschreiten. 

 
(3) Überplanmäßige Ausgaben bei einer Investitionsmaßnahme (Investitionsnummer), die durch ein-

gesparte Mittel im konsumtiven Budget finanziert werden sollen, sind im Sinne von § 83 Abs. 2 GO 
erheblich, wenn sie 250.000 € überschreiten. 

 
(4) Über- und außerplanmäßige Ausgaben, die bei der Durchführung innerer Verrechnungen entste-

hen, gelten in jedem Fall als unerheblich. 
 
 


